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Über 200Helferinnen undHelfer
stehen für das Fest in den Start-
löchern. Diesen September zele-
briert Ohringen seinen 900. Ge-
burtstag. Im Jahr 1125wurde der
Ortsteil der Gemeinde Seuzach
erstmals in einer Urkunde von
Kaiser Heinrich IV erwähnt, so
dieWebsite des Jubiläums.Gefei-
ert wird vom 17. bis 21. Septem-
ber, das Festareal liegt rund um
den Lindeneggplatz respektive
den Eingang zur Industrie Asp.

Das Jubiläum plant das Orga-
nisationskomitee seit gut zwei
Jahren. Die ersten Ideen verfol-
ge er aber schon seit 2022, ver-
rät OK-Präsident Urs Bieder-
mann.Herausgekommen ist eine
Festwoche mit täglich anderem

Fokus und diversen Aktivitäten:
vom Tag der Jugend bis zum
Familientag.

Als Höhepunkt nennt Bieder-
mann zum Beispiel das Konzert
von BrunoHächlermit Band.Der
Kinderliedermacher und -buch-
autor aus Winterthur tritt am
Mittwoch um 16 Uhr auf.

Dodo tritt auf und
SVP-Regierungsrätin spricht
Am Freitag ist der Partyabend
angesagt.Nach dem«Warm-up»
mit DJ Badi performt um 21 Uhr
der Schweizer Reggae-Musiker
Dodo. Zu seinen bekanntesten
Songs gehört der «Hippie-Bus».
Tags darauf, am 20. September,
steht der eigentliche Jubiläums

tag an. Um 16.30 Uhr gibt es
die offiziellen Grussbotschaf-
ten, unter anderem von SVP-
Regierungsrätin Natalie Rickli.
Sonntags darf sich Gross und
Klein der «Ohringeriade» stellen.
Von 10.30 bis 17 Uhr gibt es Pos-
ten mit Quizfragen, Geschick-
lichkeitsspielen und Führungen,
dieman punktuell oder alle nut-
zen kann.

Über die fünf Festtage rechnet
das OKmit bis zu 2000 Besuche-
rinnen und Besuchern. Für die
Verpflegung stehen Foodtrucks
bereit.Ausser fürdas Konzert von
Dodo braucht es keineTickets für
das Programm.

Maja Reznicek

Ohringen feiert den 900. Geburtstag
Jubiläumswoche Mitte September steigt rund um den Lindeneggplatz
ein fünftägiges Fest, das seit zwei Jahren geplant wird.

Die Präsidentin der Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörde
(Kesb) Winterthur-Andelfingen
tritt zurück. Karin Fischer wer-
de ihr Amt per Ende März 2026
abgeben, teilt die Stadt Winter-
thur mit. Sie wird dann 14 Jah-
re an der Spitze der Behörde ge-
standen haben.

Karin Fischer habe die Be-
hörde nicht nur aufgebaut, son-
dern sie auch durch herausfor-
dernde Zeiten geführt, schreibt
die Stadt Winterthur. So fiel
unter anderem das medial viel
beachtete Tötungsdelikt von
Flaach in ihre Amtszeit. Eine
Mutter hatte am Neujahrstag
2015 ihre beiden Kinder erstickt,
weil sie in ein Heim sollten.

Der Fall löste eine Aggressi-
onslawine gegen die Kesb aus.
Mitarbeitende mussten wegen
Morddrohungen unter Polizei-
schutz gestellt werden.

Die Kesbwurde 2013 als Folge
des neuen Kindes- und Erwach-
senenschutzrechtes gegründet
und löste die damaligen Vor-
mundschaftsbehörden ab. Fi-
scher war somit von Anfang an
dabei und begleitete die Zu-
sammenführung der Vormund-
schaftsbehörden der StadtWin-
terthur und 45weiterer Gemein-
den zu einer gemeinsamen Kesb
für die Bezirke Winterthur und
Andelfingen.

Luzia Nyffeler

Karin Fischer tritt zurück
Nach 14 Jahren im Amt Die Präsidentin der
KesbWinterthur-Andelfingen hört auf.

Ellikon an der Thur Am Donners-
tagabend kurz nach 17 Uhr war
ein 15-jähriger Mofalenker auf
der Islikonerstrasse in Richtung
Ellikon unterwegs. Sein 16-jäh-
riger Kollege liess sich mit dem
Velo vom Mofa ziehen. Aus bis-
lang ungeklärten Gründen stürz-
te derVelofahrer und geriet dabei
auf die Gegenfahrbahn.Dort kam
es zurKollisionmit demAuto ei-
ner 28-jährigen Lenkerin, die in
Richtung Kefikon unterwegswar.

Der Jugendliche erlitt schwers-
te Verletzungen. Er wurde vor
Ort reanimiert und anschliessend
mit der Rega ins Spital geflogen.
Am spätenAbend erlag er seinen
Verletzungen.

Die genauenUmstände, die zu
dem Unfall führten,werden von
der Kantonspolizei in Zusam-
menarbeit mit der Staatsanwalt-
schaft abgeklärt. Die Islikoner-
strasse blieb mehrere Stunden
gesperrt; die Feuerwehr richte-
te eine Umleitung ein.

Neben der Kantonspolizei
standen die Staatsanwaltschaft,
das Forensische Institut Zürich
FOR, der Rettungsdienst Win-
terthurmit Notarzt, die Rega, ein
Care-Team der Kantonspolizei
und die Feuerwehr Thurtal Süd
im Einsatz. (red/sst)

Velofahrer bei
Verkehrsunfall
tödlich verletzt
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Mel Giese Pérez

Im letzten Frühjahr stimmte die
Bevölkerung in Illnau-Effreti-
kon für ein neues Feuerwehr-
und Werkgebäude. Das 39-Mil-
lionen-Franken-Projektwird im
Gebiet Eselriet gebaut,weswegen
dasAreal des altenWerkhofes an
derGrendelbachstrasse freiwird.

Der Stadtratwollte ursprüng-
lich daraus eine Wohnzone mit
bezahlbarem Wohnraum ma-
chen. So sollte das Grundstück
mit der Auflage verkauft wer-
den, dass 50 Prozent der Woh-
nungen als Kostenmiete zurVer-
fügung gestellt werden. Die FDP
und die SVP waren mit diesem
Vorhaben nicht einverstanden.
Ein Initiativkomitee um Tho-
mas Hägi (FDP) lancierte daher
2024 dieVolksinitiative «Verkauf
Grundstück AlterWerkhof ohne
wertminderndeAuflagen».Über
400 Unterzeichnende fordern,
dass das Grundstück so verkauft
wird, dass sich dieMietpreise am
Markt orientieren können.

«Wir brauchen das Geld»
Am vergangenen Donnerstag-
abendwurde an derParlaments-
sitzung über die Verkaufskondi-
tionen diskutiert. «Der günstige
Wohnraum kommt nurwenigen
zugute.VerkaufenwirdasGrund-
stück aber, dann profitiert die
ganze Stadt davon», sagte Hägi.

Denn auf Illnau-Effretikon
kommen hohe Investitionen zu.
Nicht zuletzt wegen des neuen
Feuerwehr- undWerkgebäudes.
Die Stadt rechnet deshalb schon
seit diesem Jahr mit einer Erhö-
hung der langfristigen Schulden
um 15 Millionen Franken.

«Wir brauchen das Geld jetzt
dringend», sagte Stadtpräsident
Marco Nuzzi (FDP). Es sei keine
Neuigkeit, dass das Grundstück
verkauftwerden sollte, der Stadt-
rat habe dies schon über ein Jahr-
zehnt so geplant. Ein guter Kom-
promiss,mit dem 50 Prozent der
Wohnungen zurKostenmiete zur
Verfügung stünden, sei daher
sein ursprünglicher Vorschlag.

«Es scheintmir, alswürde der
Stadtrat mit dem Grundstück

Monopoly spielen», konterte Ki-
lian Meier (Mitte). «Nur habe ich
noch nie jemanden erlebt, der das
Spiel gewonnen hat, indem er all
seine Grundstücke verkauft hat.»
Auch bei anderen Parlaments-
mitgliedern stiess der Verkauf
auf Unverständnis. Gleich zwei
Gegenvorschläge sind darumaus
der Geschäftsprüfungskommis-
sion (GPK) hervorgegangen: Der
erste forderte die Abgabe im
Baurecht an eine Wohngenos-
senschaft, hauptsächlich unter-
stützt von der SP.

«Realitätsferne» Argumente
«Der Verkauf des Grundstücks
wird Nachgenerationen den
Spielraum entziehen. Ein Bau-
rechtszins hingegen spielt der
Stadt langfristig Geld zu», sag-
te Annina Annaheim (SP) an der
Parlamentssitzung.

Der zweite Gegenvorschlag
forderte ebenfalls eineAbgabe im
Baurecht jedoch mit einem An-
teil von mindestens 50 Prozent
derWohnungen in Kostenmiete.

«Ein Erlös des Verkaufs ist
schnell verbraucht, was bleibt,
ist derVerlust des Grundstücks»,
sagteMelanie Haas (Mitte). «Und
wir brauchen Wohnungen, die
für alle Anspruchsgruppen trag-
bar sind.» Dies unterstützen
auch die Grünen und die GLP.

Die Parlamentarier der FDP,
SVP und EVP argumentierten,
dass es nicht die Aufgabe des
Staates sei, sich im Wohnungs-
markt aktiv einzubringen. «Der
Markt wird sich von selbst re-
gulieren», sagte Marianne Is-
ler (EVP). Zurzeit herrsche eine
grosse Nachfrage,weswegen die
Mieten tendenziell teuer wären.
Doch künftig würde sich dies
wieder einpendeln. «Seniorin-
nen und Senioren sterben oder
ziehen in eine Einrichtung ein,
und so kommengünstigereWoh-
nungen wieder auf den Markt»,
sagte sie als Beispiel.

«Realitätsfern» nannten ver-
schiedene Parlamentarierinnen
und Parlamentarier aus derMit-
te-links-Fraktion solche Schluss-

folgerungen. «Der Wohnungs-
und Bodenpreis kennt nur eine
Richtung, nach oben», sagte
Maxim Morskoi (SP).

Enges Abstimmungsresultat
Aber FDP, SVP und EVP setz-
ten sich mit ihren Argumenten
durch: Das Geld sei jetzt notwen-
dig, und günstiger Wohnraum
würde bloss einer Minderheit
zugutekommen. Die Volksiniti-
ative gewann in der Endrunde
gegenüber dem Gegenvorschlag
mit Baurecht und Kostenmiete
mit 18 zu 15 Stimmen.

Nun hat der Stadtrat ein Jahr
Zeit, die Volksinitiative «Verkauf
Grundstück Alter Werkhof ohne
wertmindernde Auflagen» aus-
zuarbeiten, um diese demParla-
ment erneut vorzustellen.Würde
danndie Initiative angenommen,
gibt es die Gelegenheit zumRefe-
rendum.Kommtdieses zustande,
hat dasVolk das letzteWort. Eins
ist jedoch zu beachten: Erstmuss
das Grundstück überhaupt zur
Wohnzone umgezont werden.

Der alteWerkhof soll
ohne Auflagen verkauft werden
Knapper Parlamentsentscheid In Illnau-Effretikon setzen sich Bürgerliche Parteien durch:
Das Areal soll möglichst viel Geld einbringen und nicht für bezahlbarenWohnraum eingesetzt werden.

Auf diesem alten Grundstück soll Wohnraum entstehen. Aber zu welchem Preis? Archivfoto: Marc Dahinden

«Es scheintmir,
als würde der
Stadtratmit dem
Grundstück
Monopoly spielen.»
Kilian Meier
Mitglied im Stadtparlament (Mitte)
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Till Hirsekorn

Netto null bis 2035: Die Verwal-
tungen der Städte Zürich und
Winterthur haben sich bei der
Klimapolitik ambitionierte Ziele
gesetzt. Die öffentlicheHand soll
mit gutem Beispiel vorangehen.
Einen starken Hebel, um die
CO2-Emmissionen auf netto null
zu bringen, haben die Verwal-
tungen bei ihren Immobilien:
bei Schulhäusern,Alterszentren,
SportanlagenoderMehrfamilien
häusern zum Beispiel.

Allein die Stadt Zürich hat
weit über 2000 Liegenschaf-
ten in ihrem Portfolio, darunter
ganze Siedlungen. Inzwischen
sind 10’000 Zürcher Wohnun-
gen städtisch. Das Winterthurer
Portefeuille ist mit 550 Liegen-
schaften wesentlich schlanker.

Ein Schlüssel, um die eigenen
Immobilien klimafreundlicher zu
machen, sind saubereHeizsyste-
me. Das Ziel ist klar: weg von Öl-
und Gasheizungen, hin zu Fern-
wärme oderWärmepumpen.

Die Umrüstungsoffensive ist
bereits angelaufen. In Zürich
sind es 1080 Heizungen, die
in den nächsten zehn Jahren
noch ausgetauschtwerdenmüs-
sen, wie es bei der Dienstabtei-
lung Liegenschaften auf Anfra-
ge heisst. Kostenpunkt: rund
300 Millionen Franken. In Win-
terthur sind es 214,was zwischen
100 und 135 Millionen Franken
kosten dürfte.Das geht aus einem
Entscheid hervor, den der Stadt-
rat kürzlich aufgeschaltet hat.

Es ist ein empfindlich hoher
Betrag für die finanzschwache
StadtWinterthur.

Stadtbaumeister:
«Das ist nicht realistisch»
Während in Zürich laut eige-
nen Angaben alles «nach Plan»
läuft, ist man bei der Winter-
thurer Verwaltung ins Rotieren
geraten. «Über 200 neue Hei-
zungen bis 2035? Das ist leider
nicht realistisch», gesteht Stadt-
baumeister JensAndersen bei ei-
nem Treffen ein. Sein Amt für
Städtebau hat den Lead bei der
Umrüstungsoffensive. Der Zeit-
plan und ein Grundkonzept ste-
hen inzwischen.Auf einer Excel-
Tabelle sind sämtliche Liegen-
schaften aufgeführt, bei denen
die Heizung ausgewechseltwer-
den soll – oder teilweise aus Al-
tersgründen muss. Verteilt auf
drei Etappen, soll das nun sys-
tematisch angegangen werden.

Die Stadt muss aufs Tem-
po drücken. Statt bisher vier bis
fünf sollen künftig rund zwan-
zig neue Heizsysteme pro Jahr
ersetzt werden. «Entscheidend
ist, auch mit Blick auf die Kos-
ten, dass wir ein möglichst gu-
tes Timing haben und klug
planen», sagt Andersen. Stich-
wort Effektivität. Dafür müsse
man Zustand und Auslastung
eines jeden Gebäudes genau
scannen und erfassen. Die Da-
tenanalyse dafürwerde nunwei-
ter vertieft, bis auf einzelne Bau-
teile wie Fenster, Türen oder
Dämmung. «Damitwir beispiels-
weise sehen, wo eine Sanie-
rung und ein Heizungsersatz
gleichzeitig Sinnmachen undwo
nicht», sagt Andersen.

Tabelle und Zeitplan seien da-
her noch nicht endgültig. Man
werde das laufend anpassen
müssen. Beispielhaft dafür sind
der über 50 Jahre alte Singsaal
und die Turnhalle des Schul-
hauses Wallrüti. Sollten sie wie
geplant abgerissen und neu ge-
baut werden, fielen sie wieder
von der Liste.

Bei vielen Wohnhäusern gibt
es allerdingswenig strategischen
Spielraum. Denn bis ins Jahr
2033 legt die Stadt zwei Drittel
ihres Gasnetzes still. Häuser, die
noch angeschlossen sind, müs-
sen zwangsläufig umgerüstet
werden.

Zentrale Kennzahlen der Im-
mobilien im Fokus sind in der
Übersichtstabelle bereits erfasst.
ZumBeispiel,wie gross das Ein-
sparpotenzial an sogenannten
CO2-Äquivalenten pro Liegen-
schaft ist.MitAbstand amhöchs-
ten wäre es beim Krematorium
auf dem Friedhof Rosenberg –
einem Spezialfall. 400 Tonnen

CO2 pro Jahr könnten dort ge-
spart werden.

Gross wäre der Effekt auch
bei den Schulhäusern. Bei der
Turnhalle und beim Singsaal
des SchulhausesWallrüti wären
es 266 Tonnen und beim Schul-
haus Feld 178 Tonnen Kohlendi-
oxid weniger, die mit einer neu-
en Heizung anfielen.

Schulhäuser als grösste
CO2-Schleudern
Auch die grössten Kostenblö-
cke lassen sich aus der Tabelle
herauslesen. Erneut sind es die
Schulhäuser. Besonders teuer
würde ein allfälliger Heizungs-
ersatz beim Schulhaus Wallrüti
(5,8 Millionen Franken), gefolgt
von den Schulhäusern Feld (3,9)
und Oberseen (3,7).

Ebenfalls auffällig ist,wie vie-
leWohnhäuser auf der Liste figu-
rieren. «Hier habenwir einen Sa-
nierungsrückstand, denwir jetzt
aufholen müssen», sagt Ander-
sen. Inden 100MillionenFranken

inbegriffen seien demnach auch
die Kosten für Heizungen am
Ende ihrer Lebenszeit. Siemüss-
ten so oder so ersetztwerden und
seien als «werterhaltende Inves-
titionen» zuverstehen.Und nicht
als Kosten «on top», umdasNet-
to-null-Ziel zu erreichen.

DerBericht zumWinterthurer
Umsetzungskonzept legt den
Finger zudem auf eine weitere
Wunde. In puncto Immobilien-
management ist die Stadt nicht
optimal aufgestellt. Es fehlt ein
Amt oder eineAbteilung, bei dem
sämtliche Fäden zusammenlau-
fen. Stattdessen verteilen sich
die Zuständigkeiten auf die sie-
ben Departemente. Sie verwal-
ten ihre Immobilien selbst und
haben die Planungs- und Bud-
gethoheit – obwohl das nicht zu
ihrerKernkompetenz gehört.Das
Departement Schule und Sport
(DSS) beispielsweise plant und
budgetiert ihre Schulhäuser und
Sportanlagen, das Finanzdepar-
tement (DFI) die Wohnhäuser

und Restaurants und das Präsi-
dialdepartement ist für Freizeit-
anlagen oder Musikübungsräu-
me zuständig.

Die «fehlenden Fachkompe-
tenzen» beim Immobilienma-
nagement streicht der externe
Mitbericht als «Risiko» heraus.

Immerhin: Das Problem ist er-
kannt. In der aktuellen Finanz-
strategie hat der Stadtrat an-
gekündigt, die Rollenverteilung
bei den Immobilien zu überprü-
fen. Es zeichnet sich einWechsel
vomheutigen «Eigentümer-» zu
einem «Mietermodell» ab. Die
einzelnen Departemente wären
dann vor allem noch für den Be-
trieb ihrer Gebäude zuständig.

Zum Vergleich: In der Stadt
Zürich zum Beispiel verteilt sich
die Verantwortung auf zwei
Dienstabteilungen. Eine ist zu-
ständig für den Wohn- und
Gewerbebereich. Die andere für
öffentliche Gebäude wie Schu-
len, Freibäder oder das Schau-
spielhaus.

Die verzettelte Organisation im
Immo-Bereich hat kostspielige
Folgen. Um das departement-
übergreifende Grossprojekt der
Heizungsoffensive voranzu-
treiben, sind drei zusätzliche
Projektleitungsstellen geplant.
Die Verantwortlichen sollen
die betroffenen Departemen-
te – schwerpunktmässig Marti-
na Blums (Grüne) DSS und Kas-
par Bopps (SP) DFI – beraten
und den Sanierungsprozess be-
gleiten.

Auch der «Faktor Zeit» wird
im genannten Umsetzungskon-
zept als «Risiko» und «gros-
se Herausforderung» genannt.
«Fehlende personelle Ressour-
cen» sowie die «Bereitstellung
finanzieller Mittel» seien dabei
die Haupthemmnisse.

Es stellt sich damit die Fra-
ge: KannWinterthur die 100 bis
135 Millionen Franken stem-
men, ohne sich zusätzlich zu
verschulden? «Dasmuss das Ziel
sein», sagt Andersen. Was im
Umkehrschluss bedeute, dass
man andere Projekte zurück-
stellen oder streichen müsse.
«Es bleibt eine Frage der Prio-
risierung.»

Trotz allem istWinterthur
beimKlimaziel «auf Kurs»
Verwaltungsintern sind die CO2-
Emissionen 2024 im Vergleich
zumVorjahr gar deutlich gestie-
gen. Das zeigt der jährliche Con-
trolling-Bericht zu den städti-
schen Klimazielen, der kürzlich
auf der Stadtwebsite aufgeschal-
tet wurde.

Vor allem die verstärkte Bau-
tätigkeit im Hoch- und Tiefbau
und der Zukauf von Abfall, um
die Kehrichtverwertungsanlage
auszulasten, trüben die Bilanz.
Fazit: Es brauche «Negativemis-
sionen im grösseren Rahmen»,
um das Netto-null-Ziel zu errei-
chen. Sprich, irgendwie müsste
man Kohlenstoffdioxid aus der
Umgebung entnehmen, um die
Bilanz zu glätten.Wie das funk-
tionieren könnte,wird nichtwei-
ter ausgeführt.

Beim Klimaziel netto null
bis 2040 für die gesamte Stadt
leuchten in der Tabelle zur Zwi-
schenbilanz hingegen auch vie-
le Ziele grün auf. Man sei «auf
Kurs». Zum Beispiel beim Aus-
bau des Fernwärmenetzes oder
der Photovoltaik.

Tolggen im Reinheft bleibt
der Bereich «Mobilität». Da
sieht es düster aus. Mehrere
Infrastrukturprojekte verzö-
gern sich aufgrund von Ein-
sprachen, Volksabstimmungen
und «fehlenden Ressourcen».
Dazu kommt, dass sich dieWin-
terthurerinnen undWinterthurer
offenbar nicht vom Autofahren
abhalten lassen. Die Anzahl Au-
tos auf Hauptstrassen stagniert
auf hohem Niveau.

Und beim Umstieg auf ein
Elektroauto hinkt Winterthur
dem Trend hinterher. Der Anteil
lag 2024 bei rund 4,4 Prozent. Im
Kanton Zürichwaren es 7,8 Pro-
zent, schweizweit 6,3.

Fazit des Controllings: Will
man das Klimaziel 2040 errei-
chen,muss derVerkehr stark ab-
und derAnteil E-Autos stark zu-
nehmen.

Heizungsaustausch kostetWinterthur und
Zürichmehrere Hundert Millionen Franken
Klimaziele der Zürcher Grossstädte Die Verwaltungen der Städte Zürich undWinterthur sollen bis 2035 klimaneutral werden. Bis dahin
müssen sie über 1000 Heizungen ihrer Liegenschaften ersetzen. InWinterthur wird es zeitlich knapp – und kostenmässig schmerzhaft.

Viele Mehrfamilienhäuser wie dieses an der Wartstrasse gehören der Stadt – und müssten bald saniert werden. Fotos: Till Hirsekorn

Auch das Heizsystem des Alterszentrums Rosental an der Grenze zu Veltheim ist in die Jahre gekommen und muss ausgetauscht werden.


